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www.thomas-schnelle.nrw unter 
> Service > Newsletter. Dort ge-
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einmalig das Abo in der erhalte-
nen E-Mail. Ab sofort erhalten Sie 
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gemailt. 
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D
ie Landesregierung hat das 
umfangreichste Investitions-
programm für den Sport in 

der Geschichte Nordrhein-Westfa-
lens auf den Weg gebracht. Mit 
der sogenannten NRW-Sportmilli-
arde stellt das Land rund eine Mil-
liarde Euro für die Modernisie-
rung, Sanierung und den Neubau 
von Sportstätten und Schwimm-
bädern bereit. Kein anderes Bun-
desland investiert derart breit, 
nachhaltig und umfangreich in die 
sportliche Infrastruktur.

Der Kern des Programms besteht 
aus 600 Millionen Euro neuen 
Landesmitteln, die noch in diesem 
Jahr zum Abruf bereitstehen sol-
len. Davon sind 200 Millionen 
Euro explizit für Sportvereine re-

serviert. Hier wird derzeit ein För-
derprogramm ausgestaltet, das 
sich an den erfolgreichen „Moder-
ne-Sportstätte“-Programmen ori-
entiert. Weitere 400 Millionen Euro 
fließen in kommunale Sportstätten 
und Schwimmbäder, was auch 
den Vereinen zugutekommt, die 
diese Einrichtungen nutzen. Er-
gänzt wird das Programm durch 
375 Millionen Euro aus der be-
währten Sportpauschale.

Die 200 Millionen Euro, die direkt 
in die Vereinssportstätten inves-
tiert werden, entsprechen immer-

NRW-Sportmilliarde
Investitionen in die Zukunft
 des Vereinssports

hin zwei Dritteln des erfolgreichen 
Vorgängerprogramms „Moderne 
Sportstätte 2022“, das mit 300 Mil-
lionen Euro ausgestattet war. In ei-
ner Zeit, in der öffentliche Haus-
halte durch Wirtschaftskrise und 
geopolitische Spannungen unter 
erheblichem Druck stehen, ist dies 
ein bemerkenswertes Bekenntnis 
zum Breitensport. Die Landesre-
gierung zeigt damit, dass sie Prio-
ritäten setzt: Das Geld fließt nicht 
in teure Werbekampagnen, son-
dern direkt in die Infrastruktur der 
Vereine vor Ort. 

Bernd Krückel
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NRW
D

er Präsident des Landtags, 
André Kuper, hat Anfang Fe-
bruar mehr als 1.555 karne-

valistische Gäste, darunter über 
166 Prinzenpaare, Dreigestirne 
und närrische Delegationen im 
Parlament von Nordrhein-Westfa-
len empfangen. 

Musikgruppen, Fanfarenzüge und 
Tanzgruppen aus allen Landestei-
len Nordrhein-Westfalens zogen 
in die Bürgerhalle ein. Mit Alaaf 
und Helau feierte der Landtag das 
närrische Brauchtum. Nach der 
Vorstellung der Prinzenpaare auf 
der Bühne des Parlamentsgebäu-
des startete das Abendprogramm 
mit einem Auftritt der „Höhner“.

Auch das von Thomas Schnelle 
eingeladene Prinzenpaar Alexan-
der und Elisabeth Tetzlaff und die 
1. Vorsitzende Nina Lennartz von 
der KG Grubenrand Piraten e. V. 
aus Keyenberg feierten beim Närri-
schen Landtag. Aus den Händen 
von André Kuper erhielten sie den 
vom Düsseldorfer Karnevalswa-
genbauer Jacques Tilly entworfe-
nen Sessionsorden.

Ebenso konnte das von Bernd Krü-
ckel geladene Heinsberger Stadt-
prinzenpaar Dietmar und Janine 
Vossen von der KG Kemper Gröne 
im Landtag den Karneval feiern. 
Die Kemper Gröne stellen in die-
sem Jahr das Stadtprinzenpaar für 
die Stadt Heinsberg. Gemeinsam 
mit ihrer Abordnung, bestehend 
aus den Adjutanten Michael 

Schröder, Carsten Gehring und 
Jan Vossen, repräsentierten sie 
die Heinsberger Karnevalstraditi-
on im Herzen der Landespolitik.

Auch die KG Lott se loope aus Gei-
lenkirchen-„Immenwauweiler“, 
die KG Brööker Waaterratte aus 
Oberbruch und die Erkelenzer KG 
1832 e. V. waren mit Prinzenpaa-
ren und Abordnungen vertreten, 
ebenso wie Heinsbergs Bürger-
meister Kai Louis.

„Karneval verbindet die Men-
schen in unserer Heimat und 
stärkt den Zusammenhalt in den 
Gemeinden. Die Vereine leisten 

Närrischer Landtag
Tollitäten aus dem Kreis Heinsberg
 im NRW-Parlament empfangen

mit ihrem Engagement einen 
wichtigen Beitrag für das gesell-
schaftliche Leben in unseren 
Städten und Dörfern“, so Bernd 
Krückel zu den Feierlichkeiten im 
Düsseldorfer Parlament.

„Der Empfang im Landtag ist für 
die Prinzenpaare und ihre Vereine 
eine besondere und verdiente An-
erkennung. Die Grubenrand-Pira-
ten aus Keyenberg haben rheini-
sche Lebensfreude ins Parlament 
mitgebracht. Solche Abende zei-
gen, wie stark der ehrenamtliche 
Zusammenhalt in unseren Ge-
meinden ist“, betonte Thomas 
Schnelle. 

Die KG Kemper Gröne aus Heinsberg-Kempen mit Stadtprinzenpaar Janine und Diet-

mar Vossen, begleitet von Bernd Krückel (Foto: Landtag NRW/Bernd Schälte)
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ie Landesregierung hat in 
der vergangenen Plenarwo-
che ihren Entwurf zur Re-

form des Kinderbildungsgesetzes 
(KiBiz) in den Landtag einge-
bracht. Die geplanten Änderun-
gen haben in den vergangenen 
Wochen intensive Diskussionen 
ausgelöst, insbesondere die Rege-
lungen zu Kern- und Randzeiten 
sowie zu flexibleren Gruppengrö-
ßen. 

Für die zahlreichen Kindertages-
stätten im Kreis Heinsberg, ob in 
kommunaler oder freier Träger-
schaft, steht dabei eine zentrale 
Frage im Mittelpunkt: Wie können 
Einrichtungen auf die angespann-
te Personalsituation reagieren, 
ohne Gruppen schließen zu müs-
sen?

Die Ausgangslage ist vielerorts die 
gleiche: Kindertagesstätten verfü-
gen über qualifiziertes Personal, 
müssen aber aufgrund von weni-
gen Ausfällen dennoch Gruppen 
kurzfristig schließen oder Betreu-
ungszeiten einschränken. Der 
Grund sind starre Personalvorga-
ben, die an feste Gruppenformen 
gekoppelt sind. 

Die Reform des KiBiz zielt darauf 
ab, solche Schließungen zu ver-
meiden und Eltern mehr Pla-
nungssicherheit zu bieten. Es han-
delt sich um eine pragmatische 
Antwort auf eine akute Problemla-
ge, nicht um eine grundlegende 

Qualitätsreform, die mittelfristig 
noch folgen soll.

Das am intensivsten diskutierte 
Element ist das Modell der Kern- 
und Randzeiten. Träger erhalten 
die Möglichkeit, innerhalb ihrer 
Öffnungszeiten Kernzeiten von 
mindestens fünf Stunden täglich 
zu definieren, in denen die päd-
agogische Arbeit mit dem vollen 
Fachpersonal stattfindet. 

In den Randzeiten, die vorwie-
gend durch Bring- und Abholsitu-
ationen geprägt sind, dürfen Trä-
ger flexibler agieren und neben Er-
zieherinnen und Erziehern auch 
Kinderpflegerinnen einsetzen, 
auch diese sind Fachkräfte mit 
mehrjähriger Ausbildung. Ent-
scheidend ist: Das Land finanziert 
weiterhin neun Stunden pädago-
gische Kernzeit pro Tag. Die Ent-
scheidung über die Nutzung die-
ser Flexibilität liegt bei den Trä-
gern vor Ort, nicht beim Land. Es 
handelt sich um eine Kann-Option, 
keine Verpflichtung.

Ein zweites Instrument gegen 
kurzfristige Schließungen sind fle-
xiblere Gruppengrößen in klar be-
grenzten Ausnahmefällen. Das be-
deutet, dass die vorgegebene 

Gruppengröße – zeitlich begrenzt 
– überschritten werden kann. Die 
Standard-Gruppengrößen bleiben 
unverändert. Die Überstunden der 
Gruppengrößen, müssen aber 
nach sechs Wochen dem Jugend-
amt gemeldet und genehmigt wer-
den. Diese Regelung dient dazu, 
Kindern, zum Beispiel bei Umzug 
den Besuch einer KiTa zu ermögli-
chen. Die Anhörung zu dem Ge-
setzentwurf wird voraussichtlich 
im April stattfinden. Änderungen 
des Entwurfs werden im Gesetzge-
bungsverfahren sicher noch statt-
finden. 

Bernd Krückel

KiBiz-Reform
Pragmatische Antworten
 auf die Personalfragen
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NRWNeue Ministerin
Verena Schäffer übernimmt
 in schwieriger Lage

D
ie schwarz-grüne Landesre-
gierung hat Ende Januar 
eine erste größere personel-

le Veränderung vorgenommen. 
Josefine Paul (Grüne) trat nach 
langer Kritik als Ministerin für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration zu-
rück. Ihre Nachfolgerin wurde Ver-
ena Schäffer, die bisherige Frakti-
onsvorsitzende der Grünen im 
Landtag. 

Der Rücktritt Pauls war die Folge 
anhaltenden Drucks aus der Op-
position und zunehmender öffent-
licher Kritik. Im Zentrum stand ihre 
Rolle bei der Aufarbeitung des Ter-
roranschlags von Solingen im ver-
gangenen August. Paul selbst 
sprach von einer „zunehmenden 
Polarisierung“, die eine sachliche 
Aufklärung überlagere.

Mit Verena Schäffer (Grüne) über-
nimmt nun eine erfahrene Parla-
mentarierin das Amt. Die promo-
vierte Politikwissenschaftlerin sitzt 
seit über 15 Jahren im Landtag 
und führte in den vergangenen 
sechs Jahren gemeinsam mit Paul 
die Grünen-Fraktion. Ministerprä-
sident Wüst hob bei der Ernen-
nung hervor, Schäffer bringe „Er-
fahrung, Haltung und ein feines 
Gespür für das, was Menschen be-
wegt“ mit. Auch ich selbst habe 
Frau Schäffer in fünf gemeinsa-
men Jahren im Innenausschuss 
als sehr konstruktiv und sachori-
entiert kennengelernt.

Noch am Tag von Ministerin 
Schäffers Vereidigung teilte ihr Mi-
nisterium mit, dass der Gesetzent-
wurf zur KiBiz-Reform überarbeitet 
wurde. Eine zentrale Änderung 
betrifft die Finanzierung: Die Erhö-
hung der Grundfinanzierung um 
jährlich zweihundert Millionen 
Euro, die im ursprünglichen Ent-
wurf befristet war, wird jetzt dauer-
haft gewährt. Damit ist einer der 

Hauptkritikpunkte der Träger aus-
geräumt. Der Gesetzentwurf wur-
de in der vergangenen Woche in 
den Landtag eingebracht. 

Thomas Schnelle

Verena Schäffer, 

Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration
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as Justizministerium hat 
Ende Januar angekündigt, 
die Zahl der Einstellungen 

von Rechtsreferendarinnen und 
Rechtsreferendaren im laufenden 
Jahr wieder signifikant zu erhö-
hen. Trotz weiterhin angespannter 
haushaltswirtschaftlicher Rah-
menbedingungen ist es gelun-
gen, die Weichen für eine dauer-
hafte personelle Stärkung des 
Rechtsstaats zu stellen. Für 2026 
sind über 1.700 Neueinstellungen 
geplant, eine Steigerung von rund 
37 % im Vergleich zum Vorjahr. Da-
mit kehrt Nordrhein-Westfalen zu 
einem Einstellungsniveau zurück, 
das dem des Jahres 2023 ent-
spricht.

Hintergrund ist eine Phase der 
Konsolidierung, die ab Juli 2024 
aufgrund der angespannten 
Haushaltslage notwendig gewor-
den war. Die Einstellungszahlen 
mussten damals reduziert werden. 
Diese Entscheidung stieß bei den 
Betroffenen auf erhebliche Kritik, 
denn sie verschlechterte die Pla-
nungssicherheit für junge Juristin-
nen und Juristen und minderte die 
Attraktivität Nordrhein-Westfalens 
als Ausbildungsstandort. Mit der 
nun beschlossenen Erhöhung 
wird eine verlässliche und attrakti-
ve Ausbildungssituation wieder si-
chergestellt.

Die Entscheidung reagiert auf die 
hohe Nachfrage und die Bedeu-
tung einer kontinuierlichen Ausbil-
dung qualifizierter Juristinnen 
und Juristen für den Standort 
Nordrhein-Westfalen. Die Gesamt-
zahl der Rechtsreferendarinnen 
und Rechtsreferendare im Land 
wird nach der Phase der Konsoli-
dierung wieder kontinuierlich an-
steigen. Ein starker Rechtsstaat 
benötigt einen starken Nach-
wuchs. Dieser Grundsatz gilt trotz 
enger Haushaltslage.

Für die Bewerber bleibt das be-
währte Verfahren bestehen: In al-
len drei Oberlandesgerichtsbezir-
ken, Düsseldorf, Hamm und Köln, 
wird weiterhin grundsätzlich je-
den Monat eingestellt. Die Zuwei-
sung erfolgt nach dem Eingang 
der Bewerbungen, sodass Pla-
nungssicherheit für den juristi-
schen Nachwuchs besteht. Mit der 
Erhöhung der Einstellungszahlen 
investiert das Land in die Köpfe, 
die morgen das Recht sprechen 
und wahren werden. 

Thomas Schnelle

1.700 Neueinstellungen
Trendwende bei den
 Referendariatsstellen in der Justiz
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Aktuelle Stunde
GEMA-Gebühren für Vereine
 Vorsicht vor Fehlinformationen

I
n den vergangenen Wochen ha-
ben sich zahlreiche Ehrenamtle-
rinnen und Ehrenamtler aus dem 

Kreis Heinsberg bei mir gemeldet, 
die ich leider enttäuschen musste. 
Der Grund: Berichte in Medien 
und im Internet, wonach das Land 
Nordrhein-Westfalen künftig die 
GEMA-Gebühren für Vereinsfeste 
übernehmen würde. Schützenfes-
te, Konzerte, Sommerfeste – end-
lich Entlastung von den oft mehre-
ren hundert Euro teuren Musikli-
zenzen. 

Bedauerlicherweise muss ich an 
dieser Stelle deutlich klarstellen: 
Diese Darstellung ist irreführend. 
Ein solches Programm existiert 
derzeit nicht.

Der Landtag hat im vergangenen 
Herbst einen Antrag der Koaliti-
onsfraktionen beschlossen, der 
die Landesregierung beauftragt, 
Möglichkeiten zur Entlastung zu 
prüfen und Gespräche mit der 
GEMA aufzunehmen. Es handelt 
sich somit um einen Prüfauftrag, 
nicht um eine beschlossene Kos-
tenübernahme. Und dieser 
Prüfauftrag steht ausdrücklich un-
ter dem Vorbehalt „im Rahmen 
vorhandener Mittel“, eine Formu-
lierung, die haushälterisch wenig 
Spielraum lässt.

Die Landesregierung führt derzeit 
Gespräche über einen möglichen 
Rahmenvertrag mit der GEMA, 

ähnlich wie er in Bayern oder Hes-
sen besteht.

Für Vereinsvorstände bedeutet 
das konkret: Wer jetzt schon für 
Schützenfeste, Sommerfeste oder 
Konzerte plant und dabei auf eine 
Kostenübernahme durch das 
Land setzt, kalkuliert auf unsiche-
rer Grundlage. Es gibt allerdings 
schon Vereinbarungen mit der 
GEMA, die einen teilweisen Nach-
lass von Gebühren vorsieht, zum 
Beispiel von Schützenverbänden.

Der politische Wille zur Unterstüt-
zung des Ehrenamts ist unbestrit-
ten vorhanden, das zeigt der frakti-
onsübergreifende Beschluss. 

Doch zwischen parlamentari-
schem Auftrag und tatsächlicher 
Entlastung liegen komplexe Ver-
handlungen und haushälterische 
Realitäten. Sobald es konkrete Er-
gebnisse gibt, werde ich selbstver-
ständlich informieren. 

Bernd Krückel

NRW
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I

n Nordrhein-Westfalen leiden 
rund 2,1 Millionen Menschen, 
mehr als jeder zehnte Einwoh-

ner, an einer depressiven Störung, 
etwa 800 000 davon an einer 
Angsterkrankung. Ende Januar 
haben die Regierungsfraktionen 
einen Antrag in den Landtag ein-
gebracht, der die Fortschreibung 
des Landespsychiatrieplans vor-
sieht. Ziel ist es, die Versorgung 
gezielt weiterzuentwickeln und an 
die Herausforderungen einer Zeit 
anzupassen, in der psychische Be-
lastungen bei Erwachsenen wie 
auch bei Kindern und Jugendli-
chen deutlich zugenommen ha-
ben.

Der Antrag verfolgt mehrere zen-
trale Ansätze. Gemeindepsychia-
trische Verbünde sollen weiter ge-
stärkt werden, damit Hilfe dort an-
kommt, wo sie gebraucht wird. 
Passgenaue Angebote für unter-
schiedliche Gruppen sollen aus-
gebaut werden, denn psychische 
Erkrankungen treffen Menschen 
in verschiedenen Lebenssituatio-
nen auf unterschiedliche Weise. 
Besondere Aufmerksamkeit gilt 
der Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen, deren psychische 
Belastung in den vergangenen 
Jahren erheblich gestiegen ist. 
Die Abstimmung zwischen den 
verschiedenen Versorgungsange-
boten soll verbessert werden.

Ein weiterer Baustein ist die Ents-
tigmatisierung psychischer Er-
krankungen. Trotz der weiten Ver-
breitung ist es noch immer für vie-
le Menschen schwierig, offen über 
seelische Probleme zu sprechen 
oder Hilfe in Anspruch zu nehmen. 
Die Fortschreibung des Landes-
psychiatrieplans zielt darauf ab, 
die Gesundheitskompetenz in der 
Bevölkerung zu stärken und Vorur-
teile abzubauen. Wer psychisch 
krank ist, benötigt Hilfe, die 
schnell erreichbar ist, gut zusam-
menarbeitet und im Alltag trägt.

Die präventiven Angebote sollen 
sowohl für Kinder und Jugendli-
che als auch für Erwachsene aus-
gebaut werden. Zudem soll wohn-
ortnahe Hilfe leichter zugänglich 
gemacht und die Zusammenar-
beit zwischen ambulanter und sta-
tionärer Versorgung verbessert 
werden. Die Initiative ist Teil einer 
umfassenden Strategie, die psy-
chische Gesundheitsversorgung 
in Nordrhein-Westfalen zu moder-
nisieren und den veränderten ge-
sellschaftlichen Anforderungen 
anzupassen. 

Thomas Schnelle

Landespsychiatrieplan
Modernisierung der psychischen
 Gesundheitsversorgung
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nde Januar hat der Bundesrat 
eine vom Land Nordrhein-
Westfalen eingebrachte Initi-

ative für eine wirksame Bekämp-
fung organisierter Finanzkriminali-
tät beschlossen. Mehrere Länder 
schlossen sich dem Antrag in den 
Beratungen an, eine breite Mehr-
heit stimmte im Plenum zu. Im 
Kern geht es um eine einfache Er-
kenntnis: Organisierte Kriminalität 
lebt vom Geld. Wer Clans, Banden 
und kriminelle Netzwerke wirklich 
treffen will, muss ihnen die finanzi-
ellen Grundlagen entziehen.

Das Problem zeigt sich täglich in 
der Praxis. Kriminelle Gruppierun-
gen kaufen Immobilien zu horren-
den Preisen und verzerren so den 
Wettbewerb drastisch zuunguns-
ten von Familien, die sich Wohnei-
gentum wünschen. Eigentlich ha-
ben die Käufer aber gar keine le-
galen Einkünfte. Andere nutzen 
das informelle Hawala-Banking, 
um Gelder ohne große wirtschaft-
liche Risiken zu transferieren. Wie-
der andere verschleiern ihre Ver-
mögenswerte geschickt und 
schleusen kriminelle Gelder in den 
legalen Wirtschaftskreislauf ein. 
Allen gemeinsam ist: Sie leben von 
Vermögen, das offensichtlich 
nicht legal erworben worden sein 
kann.

Bisher müssen die Ermittler je-
doch mühsam nachweisen, dass 
schmutziges Geld unterwegs ist. 

Das ist langwierig und kostet wert-
volle Zeit und Ressourcen. Häufig 
verbleiben die illegal erworbenen 
Vermögenswerte am Ende bei 
den Tätern, weil der Nachweis der 
Geldwäsche nicht gelingt. Der 
Bundesratsantrag fordert daher 
eine verfassungskonforme Rege-
lung zur administrativen Vermö-
gensabschöpfung mit Beweislast-
umkehr. Das würde den Spieß um-
drehen: Wer einen Lebensstil 
führt, für den es keine erkennbare 
legale Einkommensquelle gibt, 
muss erklären, woher das Geld 
kommt. Wenn er das nicht kann, 
wird es eingezogen. Eine solche 
Beweislastumkehr ist überall dort 
ein wirksames Instrument, wo der 
Nachweis von Schuld oder Un-
schuld für Ermittler besonders 
schwierig ist.

So könnten Ermittlungsbehörden 
früh Konten einfrieren, Immobilien 
sichern und informelle Banken-
systeme trockenlegen, anstatt jah-
relang die Geldflüsse nachzuver-
folgen. Bei den rechtswidrig über 

Hawala-Banking transferierten 
Geldern, die nach aktueller 
Rechtslage bei den Tätern verblei-
ben, soll sich das ebenfalls än-
dern. Zudem fordert die Initiative, 
die mögliche Feststellung eines 
besonders schweren Falls von 
Steuerhinterziehung auf jede 
Steuerart auszuweiten, die in ban-
denmäßiger Form hinterzogen 
wird. Bislang gilt dies nur für Um-
satz- und Verbrauchssteuern.

Die breite Zustimmung im Bun-
desrat zeigt: Diejenigen, die das 
absolute Gros der Ermittlungsar-
beit in Deutschland machen, wol-
len und brauchen diese neuen In-
strumente. Die Länder wollen 
nicht zahnlos sein, wenn es darum 
geht, illegale Geldströme zu kap-
pen. Organisierte Kriminalität 
muss dort getroffen werden, wo 
sie am empfindlichsten ist: beim 
Geld. 

Thomas Schnelle

Innere Sicherheit
Bundesrat beschließt Initiative
 NRW gegen Finanzkriminalität



10 /  MDL-NEWSLETTER 01/2026

LAND
P

olitik ist oft abstrakt, beson-
ders für junge Menschen. 
Doch wer einmal hinter die 

Kulissen schaut, erlebt häufig eine 
Überraschung: Landespolitik ist 
lebendiger, greifbarer und unse-
rem Alltag näher als gedacht. Das 
durfte kürzlich auch Timon erfah-
ren, ein 17-jähriger Schüler der 
Anita-Lichtenstein-Gesamtschule 
in Geilenkirchen, der für zwei Wo-
chen als Praktikant im nordrhein-
westfälischen Landtag dabei sein 
konnte.

Seine Praktikumszeit fiel in eine 
geschäftige Plenarwoche. Timon 
hatte die Gelegenheit, bei zahlrei-
chen Terminen dabei zu sein und 
so einen authentischen Einblick in 
den politischen Alltag zu gewin-
nen. Dabei blieb es nicht beim blo-
ßen Zuschauen: Er übernahm ei-
genständig Recherchen zu aktuel-
len Themen und verfasste sogar 
einen Artikel für den Newsletter.

Was der junge Geilenkirchener be-
sonders mitgenommen hat, fasst 
er selbst treffend zusammen: „Ge-
rade in meinem Alter war das 
Praktikum im Landtag eine be-
sondere Erfahrung, weil ich ge-
merkt habe, dass Politik noch viel 
spannender ist als vorher ge-
dacht. Durch die vielen Termine 
habe ich gesehen, dass man als 
Politiker tatsächlich etwas bewe-
gen kann. Besonders beeindruckt 
hat mich, wie nah Politik an den 

Menschen und den Regionen ist. 
Das hat mein Interesse an Politik 
deutlich verstärkt und mir ge-
zeigt, dass politisches Engage-
ment von jungen Menschen sehr 
wichtig ist.“

Genau solche Erfahrungen sind 
wertvoll für beide Seiten. Junge 

Menschen bekommen die Chan-
ce, demokratische Prozesse zu er-
leben und vielleicht selbst poli-
tisch aktiv zu werden. Gleichzeitig 
profitiert die Politik von frischen 
Perspektiven und dem direkten 
Draht zur jungen Generation. 
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